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Integration und »Großunterkünfte«
Von Joachim Bischoff

Die Stadt Hamburg rechnet damit, in diesem Jahr etwa 40.000 
Flüchtlinge unterbringen zu müssen. Im vergangenen Jahr ka-
men fast 62.000 Flüchtlinge, etwa 22.000 blieben in der Stadt. 
Am Jahresende 2015 lebten also rund 55.000 registrierte 
Asylsuchende mit unterschiedlichem Status in der Stadt. 

Von den im Jahr 2015 insgesamt in Hamburg aufgenom-
menen 22.299 Menschen waren 20.987 auf eine öffentliche 
Unterkunft angewiesen. Zur monatlichen Entwicklung siehe 
Tabelle 1.

Der Senat steht unter Druck: In kurzer Zeit muss viel 
Wohnraum entstehen für jene Flüchtlinge, die die – inzwi-
schen enorm ausgebaute – Erstaufnahme verlassen. Derzeit 
gibt es in der Erst- und Folgeunterbringung insgesamt etwa 
39.000 Plätze.

Wegen des Zustroms von Flüchtlingen steht auch die Han-
sestadt Hamburg vor immensen Herausforderungen. Die 
Auswirkungen der großen Zahl von Zufl uchtsuchenden sind 
überall in der Stadt sicht- und spürbar. Leitschnur des Regie-
rungshandelns: »Wir werden die Verfahren weiter beschleu-
nigen und die Flexibilität entwickeln, die im Routinemodus 
manchmal als nicht so vordringlich erachtet wird. Mit Rou-
tine allein ist das nicht zu schaffen.« (aus Olaf Scholz’ Regie-
rungserklärung vor der Bürgerschaft, 14.10.2015) Raus aus 
der Routine heißt: Um genug Kapazitäten zur Unterbringung 
zu schaffen, ist Flexibilität gefordert. »Flexibilität« heißt wei-
ter: Versorgung, gesundheitliche Betreuung sowie Schul- und 
Weiterbildung müssen organisiert werden. Die politische Op-
position begleitet diesen Prozess kritisch. Denn das kann in 
den Verfahren an der einen oder anderen Stelle auch bedeu-
ten, dass bei der »Flexibilität« die betroffenen Flüchtlinge 
oder die beteiligten BürgerInnen nicht in der erforderlichen 
Qualität eingebunden werden.

Das Wichtigste sei im Moment, Obdachlosigkeit zu ver-
meiden, meint die rot-grüne Regierung des Stadtstaates. »Wir 
werden vielen vieles abverlangen. Auch den Flüchtlingen. Sie 
werden sich darauf einstellen müssen, noch längere Zeit in 
den großen Massenunterkünften zu bleiben.« Und nicht nur 
das: 4.100 Plätze in der Zentralen Erstaufnahme befi nden sich 
in Zelten. 

Ende des Jahres 2015 standen in Hamburg für Flüchtlinge 
rund 39.000 Plätze zur Verfügung. Aufgrund des zu erwar-
tenden anhaltenden Zustroms rechnet der Zentrale Koordi-
nierungsstab Flüchtlinge für das Jahr 2016 mit einem wei-

Tabelle 1: Schutzsuchende in Hamburg 2015

Monat 
(2015)

Schutz suchende 
(vor Verteilung)

davon 
Hamburg 
zugewiesen

darunter mit 
Unterbringungs-
bedarf

Januar  1.557  924  845
Februar  1.755 1.080 1.004
März  1.811  937  794
April  1.817  844  777
Mai  2.192  985  898
Juni  3.404 1.673 1.407
Juli  5.709 1.725 1.501
August  6.676 2.125 2.070
September 10.100 2.886 2.815
Oktober 10.437 2.887 2.836
November  9.588 4.065 3.987
Dezember  6.552 2.168 2.053
Summe: 61.598 22.299 20.987

Quelle: Einwohner-Zentralamt
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teren Bedarf in Höhe von etwa 40.000 Plätzen. Es geht also 
bis Ende 2016 um 79.000 bereitzuhaltende Unterbringungs-
plätze, von denen etwa 40.000 neu errichtet werden müssen.

Alle sieben Stadtbezirke wurden im vergangenen Herbst 
vom Senat beauftragt, Flächen auszuweisen, auf denen rasch 
Unterkünfte entstehen könnten. Bis zu 800 Wohnungen sol-
len so in jedem Bezirk gebaut werden. In Neugraben-Fisch-
bek soll eine Großunterkunft für bis zu 3.000 Menschen ent-
stehen, direkt neben zwei weiteren Flüchtlingseinrichtungen. 
Im Stadtteil Rissen sollen 800 Wohnungen für Flüchtlinge 
auf einem freien Gelände entstehen, geplant waren dort ur-
sprünglich 250. Auf einer Gewerbefl äche in der Osterfeld-
straße in Eppendorf sollen auf einer Fläche von drei Hektar 
480 Wohnungen gebaut werden – Platz für 2.400 Flüchtlinge, 
vor allem für Familien. Ende Dezember hat die Bürgerschaft 
mit den Stimmen von Rot-Grün für dieses Bauprogramm den 
Weg freigemacht und eine halbe Mrd. Euro bewilligt. Die Bür-
gerschaft beschloss zudem, entsprechend Kindertagesstätten, 
Schulen und die Kinder- und Jugendarbeit auszubauen. 

Die insgesamt 5.600 Wohnungen sollen bis Ende des Jah-
res 2016 bezugsfertig sein und später als Sozialwohnungen 
genutzt werden. Das bedeutet u.a., dass bisherige Pläne für 
die Stadtentwicklung verändert oder angepasst werden müs-
sen. Oder wie die KritikerInnen sagen: Hier werde unter Ver-
weis auf den Handlungsdruck Stadtentwicklung ohne demo-
kratische Beteiligung durchgedrückt. Die Debatte über die 
Unterbringung von Flüchtlingen in so genannten Großun-
terkünften erreicht damit auch in Hamburg eine neue Qua-
lität. Der Dachverband »Hamburger Initiativen für Integra-
tion« (IfI) von acht Bürgerinitiativen gegen »Großunterkünfte« 
für Flüchtlinge hatte im Vorfeld der letzten Sitzung des Stadt-
entwicklungsausschusses zu einer Demonstration aufge-
rufen. Er erwägt, eine Volksinitiative zu starten. Eine Volk-
sinitiative gegen Massenunterkünfte würde zweifellos in 
Hamburg zu einer weiteren Politisierung bzw. Polarisierung 
der Flüchtlingsfrage führen. Innerhalb des nächsten halben 
Jahres sollen 10.000 Unterschriften gesammelt werden, um 
die Bürgerschaft zu zwingen, sich abermals mit dem Thema 
zu beschäftigen.

Hamburg steht also vor einer doppelten Herausforderung: 
Es müssen zügig weitere Unterbringungsmöglichkeiten ge-
schaffen und zugleich die bisherigen provisorischen Unter-
bringungsstätten verbessert werden. Der SPD-Fraktionsvor-
sitzende Andreas Dressel begründete das so: »Um aus der auf 
Dauer nicht hinnehmbaren Situation von Zeltunterkünften, 
Baumärkten oder sonstigen Provisorien herauszukommen, ist 
der Bau von größeren Wohnquartieren – zunächst primär für 
die Flüchtlingsunterbringung – zwingend notwendig.«

Der Platzbedarf bis Ende 2016 entsteht zunächst für Flücht-
linge in der Erstunterbringung. Er ergibt sich aus der Anzahl 
derer, die bereits in einer Unterkunft sind, einen Asylantrag 
gestellt haben, über den noch nicht entschieden wurde und 
deren sechsmonatige Residenzpfl icht noch nicht abgelaufen 
ist. Hinzu kommen Zugänge von monatlich 3.000 Personen, 
das heißt 36.000 im Jahr, die nach der EASY-Verteilung (Ver-
fahren zur Erstverteilung der Asylbegehrenden) ihren Asyl-

antrag in Hamburg stellen. Zu berücksichtigen sind ferner 
Abgänge von Personen, die nach erfolgreichem Asylverfah-
ren in Folgeunterkünften untergebracht werden. Diese Fol-
geunterkünfte werden zu einem Drittel erst Ende 2016 fertig 
sein. Aus den über das Jahr sehr unterschiedlich verteilten 
Zu- und Abgängen ergibt sich in der Erstunterbringung ein 
Bedarf in Höhe von rund 29.000 Plätzen bis Ende 2016, da-
runter mindestens 8.000 temporär, da Einrichtungen der Fol-
geunterbringung nicht immer zum Ablauf der Residenzpfl icht 
zur Verfügung stehen.

Bei den Folgeunterbringungen sind ebenfalls Zu- und Ab-
gänge zu berücksichtigen. Anfang 2016 mussten rund 18.000 
Personen versorgt werden. Für das Jahr 2016 werden aus den 
Einrichtungen der Zentralen Erstaufnahme Zugänge in Höhe 
von 36.000 Personen erwartet. Netto rechnet man mit 4.500 
Abgängen. Dazu zählen insbesondere Fluktuation, Rückfüh-
rungen etc., sodass sich ein Platzbedarf für 31.500 Personen 
ergibt. Entsprechend wird in den Einrichtungen der Folgeun-
terbringung bis Ende 2016 ein Platzbedarf in Höhe von rund 
50.000 Personen kalkuliert.

Der Bedarf von insgesamt 79.000 Plätzen bis Ende 2016 
lässt sich nicht wegdiskutieren. Die geplante Ausschöpfung 
von zeitweilig freien Unterbringungskapazitäten in den Nach-
barbundesländern liefert nur einen begrenzten Beitrag zur 
Lösung des Problems. Das Ziel, die Unterbringung möglichst 
dezentral in der Stadt zu erreichen, ist bei allen Beteiligten si-
cher unstrittig. Eine politische Auseinandersetzung um 5.600 
Wohnungen mit zunächst ca. 25.000 Plätzen als Folgeunter-
künfte ist gemessen an 80.000 Flüchtlingen, die Ende des Jah-
res 2016 in Hamburg leben werden, fragwürdig. 

Ja, es gibt die Gefahr von »Ghettobildung«, z.B. in Neugra-
ben-Fischbek, wo eine Siedlung für 3.000 Flüchtlinge geplant 
ist. Die Bürgerinitiativen und Teile der politischen Opposi-
tion in der Bürgerschaft warnen vor der Gefahr einer solchen 
»Ghettobildung« mit all ihren negativen Folgen. Andererseits 
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ist die aktuelle Durchführung der Unterbringung in Baumärk-
ten etc. auch keine verlängerbare Praxis. Trotz der großen 
Drucksituation sollten Senat und Behörden nicht auf Kon-
frontation gehen und versuchen, die BürgerInnen stärker in 
die Planungen einzubeziehen. Eine Verteilung der Flüchtlinge 
über die Stadt ist sicherlich nicht idealiter zu verwirklichen 
und unter dem bestehenden Zeitdruck schon gar nicht. Ein 
politischer Konfl ikt an dieser Frage wird das Ziel der Bürge-
rInnenbeteiligung letztlich nicht voranbringen. 

Die Erklärung des Plenums von Recht auf Stadt trifft den 
Kern des Problems: »Die elende Situation in den Containern, 

»Volksinitiative gegen Großunterkünfte«? Nein!

So wie einige Zeit lang die Olympia-Debatte den öffentlichen 
Diskurs dominierte, so ist in den letzten Monaten kaum ein 
Tag vergangen, in dem nicht die verschiedenen Seiten und 
Auswirkungen des Zustroms von Gefl üchteten erörtert wur-
den. Derzeit macht vor allem der am 4. Januar gebildete Dach-
verband der »Initiativen für erfolgreiche Integration« (IFI) 
von sich reden, der zu den beiden Anhörungen des Stadt-
entwicklungsausschusses am 19. Januar im Rathaus und 
am 11. Februar im CCH jeweils mehrere Hundert Menschen 
mobilisieren konnte. Nun bereitet dieser Dachverband eine 
Volksinitiative gegen große Flüchtlingsunterkünfte vor, die 
allerdings u.a. vom DGB, der Diakonie, dem Recht-auf-Stadt-
Netzwerk (s. den Beitrag weiter unten) und der LINKEN ab-

gelehnt wird. IFI-Sprecher Klaus Schomacker bezichtigte die 
Linksfraktion jüngst der »Bankrotterklärung linker Politik. 
Hier isst die Angst die Seele auf und verhindert notwendiges 
Handeln« (taz hamburg, 17.2.2106). Das wollen wir nicht un-
widersprochen lassen und haben dazu auf der Fraktionsseite 
ein Interview mit Christiane Schneider und Heike Sudmann 
vom 10. Februar veröffentlicht (www.linksfraktion-hamburg.
de/2016/02/10/wir-befuerchten-dass-kraefte-freigesetzt-wer-
den-die-niemand-mehr-kontrollieren-kann/). Hier nehmen wir 
die Pressemitteilung der Linksfraktion vom 16. Februar auf, 
auf die Schomaker indirekt Bezug nimmt, außerdem erläu-
tert Christiane Schneider das Verhältnis der Linksfraktion 
zur IFI.

Lagerhallen, Ex-Baumärkten und anderen Massenunterkünf-
ten muss so schnell wie möglich behoben werden. Auch 
wenn wir Kritik an der Ausgestaltung der Planung haben: 
Es ist eine richtige Entscheidung, dass der Hamburger Senat 
schnell agiert. Hamburg braucht bis 2016 rund 79.000 Plätze. 
Und das ist nur die offi zielle Zahl. Die Not in den Lagern muss 
durch Umbau von Bestand und durch Neubau behoben wer-
den. So schnell, so viel, so zentral, so hoch wie eben nötig und 
möglich.« Zutreffend bleibt auch: Die derzeitige Stadtentwick-
lung und die Gestaltung des Wohnungsbaus bleiben hinter 
den Möglichkeiten zurück.
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Gefl üchteter zunehmend polarisiert. Eine leider wachsende 
Zahl von Menschen lehnt die Aufnahme von Gefl üchteten of-
fen ab, will die Zahl der Aufzunehmenden ohne Rücksicht 
auf rechtliche und humanitäre Verpfl ichtungen reduzieren 
oder gar an den Grenzen auf Gefl üchtete schießen lassen. 
Auch wenn die Solidarität mit Gefl üchteten in Hamburg nach 
wie vor sehr groß ist, spüren wir auch hier zunehmend Ge-
genwind. Deshalb befürchten wir, dass sich eine Volksiniti-
ative und die mit ihr verbundene öffentliche Mobilisierung 
der spürbaren Polarisierung, die sich letztlich auf die Frage 
»Für oder gegen Flüchtlinge« reduziert, nicht entziehen kön-
nen. Sie erinnern sich vielleicht noch an die Unterschriften-
aktion der CDU im hessischen Wahlkampf im Jahr 1998/99 
unter dem Titel »Ja zu Integration – Nein zu doppelter Staats-
angehörigkeit«, die in eine große Mobilisierung »gegen Aus-
länder« mündete. In eine ähnliche Situation droht die Stadt 
mit dem Start einer Volksinitiative zu geraten, und zwar ganz 
unabhängig von der konkreten Fragestellung. 

Wir sagen nicht, dass die InitiatorInnen dies beabsichti-
gen. Sie grenzen sich öffentlich gegen Rechts ab. Aber welche 
Kräfte eine Kampagne mobilisiert, das haben sie nicht mehr 
in der Hand, das werden sie nicht mehr steuern können. 
Umso weniger, als sie sich zur Verpfl ichtung der Stadtgesell-
schaft, die Gefl üchteten aufzunehmen, bisher ausschweigen. 
Sofern sie sich überhaupt dazu äußern, ziehen sie, wie am 
11.2., die prognostizierten Zahlen in Frage. Das lässt nichts 
Gutes erwarten.

Grundlage jeder Diskussion um Standorte für Flüchtlings-
unterkünfte ist für uns und muss für alle sein, dass die Stadt 
ihren rechtlichen und humanitären Verpfl ichtungen bei der 
menschenwürdigen Aufnahme von Gefl üchteten in vollem 
Umfang nachkommt. Daran darf nicht gerüttelt werden. Es ist 
nicht absehbar, dass die Zahl von Gefl üchteten, die in Ham-
burg Schutz und Bleibe suchen, 2016 gegenüber 2015 zurück-
geht. Eher im Gegenteil. Zelte, Hallen und Baumärkte sind für 
uns auch nicht als Notlösung akzeptabel, auf Container sollte 
vor allem in der Folgeunterbringung soweit wie möglich ver-
zichtet werden. Das heißt, es muss gebaut, gebaut, gebaut 
werden. Dass 5.600 Flüchtlingsunterkünfte mit der Perspek-
tive Wohnen gebaut werden sollen, unterstützen wir. 

2.
Grundsätzlich kritisieren wir jedoch, dass sich der Senat der 
Debatte um die Standorte und ihre Ausgestaltung nicht früh-
zeitig gestellt hat. Er hat die Beteiligung von BürgerInnen 
auf Informationsveranstaltungen beschränkt. Erst jetzt ist er 
langsam zu Gesprächen mit den Bürgerinitiativen bereit. Das 
hat zu der zugespitzten Situation erheblich beigetragen. 

Es geht bei der Wahl und Ausgestaltung der Standorte um 
nicht unerhebliche Stadtentwicklungsprojekte und um die 
Aufgabe, eine größere Zahl von Neu-HamburgerInnen in die 
Stadtgesellschaft aufzunehmen. Da lässt sich die Beteiligung 
der Betroffenen nicht konsequenzlos aushebeln.
■ Wir verlangen vom Senat, dass er offenlegt, welche Stand-

orte er hat prüfen lassen, welche Kriterien der Prüfung 
und Entscheidung zugrunde liegen und wie die Rangfolge 

der geprüften Standorte aussieht. Statt die Alternativlosig-
keit wie ein Mantra vor sich herzutragen, muss er die Ent-
scheidungsgründe transparent und diskutierbar machen. 
Nur dann ist überprüfbar, ob eine weitere, anzustrebende 
Dezentralisierung der Standorte möglich und realistisch 
ist – oder aber nicht. Dass der Standort Hassloredder jetzt 
aufgegeben wurde – wir begrüßen das –, macht ja deut-
lich, dass Entscheidungen auch geändert werden können 
und vielleicht müssen.

■ Wir fordern weiter, dass der Senat verbindliche Beteili-
gungsstrukturen für die Ausgestaltung der Standorte und 
die Integration der wachsenden Stadtteile zusagt. Dort, 
wo Flüchtlingsunterkünfte mit der »Perspektive Wohnen« 
ge plant sind, soll ein Beteiligungsprozess mit Anwohne-
rInnen und Gefl üchteten sowie mit weiteren politischen 
und sozialen AkteurInnen gestartet werden. 

■ Die Schaffung einer Infrastruktur und guter Rahmenbedin-
gungen für die wachsenden Stadtteile darf am Geld nicht 
scheitern! Die Finanzierung der in der Drucksache »Auf-
stockung der Wohnungsbauförderung: Wohnunterkünfte 
zu neuen Quartieren in guter Nachbarschaft entwickeln – 
25 Punkte für eine gelingende Integration vor Ort« aufge-
führten Punkte ist sicherzustellen. Wichtig: Die Finanzie-
rung sollte nicht über Kürzungen und Umschichtungen in 
anderen Politikfeldern erfolgen, Defi zite in der Infrastruk-
tur und Nahversorgung in den Stadtteilen sind auszuglei-
chen.

3.
Der Bau von 5.600 Flüchtlingsunterkünften mit der Perspek-
tive Wohnen ist ein wichtiger, aber nur ein Schritt bei der 
Bewältigung der Herausforderungen. Wir halten weitere 
Schritte für dringend erforderlich:

Nutzung aller Potenziale! Längst ist nicht in Sicht, dass 
Zelte und Baumärkte in der Zentralen Erstaufnahme geschlos-
sen werden. Noch verbringen die meisten Gefl üchteten weit 
mehr als die gesetzlich vorgeschriebenen sechs Monate in der 
Zentralen Erstaufnahme. Alle Potenziale müssen genutzt wer-
den, das heißt: Der Senat sollte die »Zweckentfremdung von 
Wohnraum« bekämpfen und den Leerstand von Bürofl ächen 
heranziehen, um eine Unterbringung von Gefl üchteten zu ge-
währleisten. Derzeit stehen 760.000 qm Bürofl ächen leer. Um 
diese Potenziale zu nutzen, sollt der Senat eine Koordinations-
stelle (task force) einrichten. Und, ganz konkret: Aktuell steht 
das ehemalige Axel-Springer-Haus an der Caffamacherreihe 
leer. Warum nicht diesen Leerstand zur Unterbringung von 
Flüchtlingen nutzen? Der geplante Umzug des Bezirksamtes 
HH-Mitte könnte zeitlich verschoben werden.

Erhöhung des Wohnungsbauprogramms! Zum einen blei-
ben die Gefl üchteten in den Unterkünften trotz des Rechts auf 
Wohnen so lange in der öffentlichen Unterbringung, wie sie 
keine bezahlbare Wohnung fi nden. Zum anderen ist die Woh-
nungsnot anhaltend groß, fi nden insbesondere Obdach- und 
Wohnungslose zunehmend schwerer Wohnungen. Deshalb 
wollen wir, dass das Wohnungsbauprogramm auf mindestens 
8000 Wohnungen jährlich aufgestockt wird. Der Drittelmix 
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sollte aufgehoben werden, der Anteil der geförderten Woh-
nung mindestens so hoch wie der Anteil der anspruchsbe-
rechtigten Haushalte in Hamburg sein.

Wohnungen länger als 30 Jahre binden! Die Bindung der 
Wohnungen sollte mindestens auf 30 Jahre verbindlich fest-
gelegt werden. Da der Sozialwohnungsbestand in der Stadt 
Hamburg in den nächsten Jahrzehnten weiter sinkt, sollten 
die Bindungszeiträume eher länger, im Idealfall dauerhaft an-
gelegt sein.

Zusammenfassend: Wir teilen einige der Zielsetzungen der 
Bürgerinitiativen. Die zahlreichen Einwände, die sie auf der 
Sitzung des Stadtentwicklungsausschusses am 11.2. erhoben 

Nicht nur die Linksfraktion hat sich gegen das Betreiben ei-
ner Volksinitiative gegen Großunterkünfte durch den Zusam-
menschluss der »Initiativen für erfolgreiche Integration« (IFI) 
ausgesprochen, ohne dabei das Ansinnen der verschiedenen 
Bürgerinitiativen in Bausch und Bogen zu verwerfen. Eine 
ähnlich differenzierte Haltung nimmt das Netzwerk Recht auf 
Stadt ein, dessen am 10. Februar 2016 veröffentlichtes State-
ment wir hier gerne aufnehmen, ebenso wie den Aufruf des 
Hamburger Flüchtlingsrates zur Unterstützung der großen 
Refugee-Konferenz, die vom 26. bis 28. Februar auf Kampna-
gel stattfi ndet.

Erklärung des Plenums des Hamburger Recht auf Stadt-
Netzwerks: Was wir am derzeitigen Notstandsurbanismus 
kritisieren und warum wir einen »Volksentscheid gegen 
Großunterkünfte« für Flüchtlinge für falsch halten. 

1. Ein Volksbegehren über Wohnunterkünfte für Gefl üch-
tete, bei dem die Gefl üchteten nicht abstimmen können? 
Geht gar nicht.
Asylbewerberinnen und -bewerber sind nicht wahlberechtigt 
und können bei einem Volksentscheid nicht mitmachen. Die 
Anwohnerinnen und Anwohner, die sich in den »Initiativen für 
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haben, laufen unseres Erachtens jedoch darauf hinaus, die 
Aufgabe, möglichst schnell 5.600 Unterkünfte im Standard 
des sozialen Wohnungsbaus zu errichten, zu verfehlen. Das 
würde bedeuten, dass viele Tausend Gefl üchtete auf längere 
Sicht in Zelten, Baumärkten, Lagerhallen untergebracht wer-
den und auf unabsehbare Zeit in der Ersteinrichtung verblei-
ben. Und wenn die Zahlen neu Ankommender hoch bleiben 
oder steigen, dann droht vielen womöglich Obdachlosigkeit. 

Der Senat muss transparent handeln und bei der Bürge-
rInnenbeteiligung dringend nachbessern. Eine Volksinitiative 
bringt keine Lösung der Probleme, sondern droht Kräfte zu 
mobilisieren, die niemand mehr kontrollieren kann.

Integration« organisiert haben, erklären zwar, sie handelten 
auch »im Interesse der Flüchtlinge«, wenn sie gegen den Bau 
von Großsiedlungen vorgehen. De facto bleiben die Gefl üchte-
ten ausgesperrt. Ein solcher Volksentscheid ist ein Angriff auf 
die elementaren Rechte der Gefl üchteten – und ein Angriff auf 
das Recht auf Stadt.

2. Die Not in den Lagern duldet keinen Aufschub.
Die elende Situation in den Containern, Lagerhallen, Ex-Bau-
märkten und anderen Massenunterkünften muss so schnell 
wie möglich behoben werden. Auch wenn wir Kritik an der 
Ausgestaltung der Planung haben: Es ist eine richtige Ent-
scheidung, dass der Hamburger Senat schnell agiert. Ham-
burg braucht bis 2016 rund 79.000 Plätze. Und das ist nur die 
offi zielle Zahl. Die Not in den Lagern muss durch Umbau von 
Bestand und durch Neubau behoben werden. So schnell, so 
viel, so zentral, so hoch wie eben nötig und möglich.

3. Die Gegenvorschläge können die Notmaßnahmen 
nicht ersetzen.
Um das zu erreichen, kann es auch angemessen sein, Woh-
nungen per Polizeirecht durchzusetzen. Verließe sich der Se-
nat allein auf das normale Planrecht, könnte es Jahre dauern, 

Migration fi ndet Stadt
Gegen die Hysterie – für eine andere Planung – vom Netzwerk »Recht auf Stadt«
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bis die benötigten Unterkünfte gebaut würden. Dass es viele 
gute Gründe gibt, skeptisch gegenüber den neuen Wohnsied-
lungen zu sein, ist unbenommen. Sie liegen zumeist am Stadt-
rand, sind architektonisch oft eher einfallslos, man hat bisher 
zu wenig Anstrengungen unternommen, um die Communities 
vor Ort zu involvieren – schon gar nicht die Refugees, die hier 
wohnen sollen. Trotzdem: Die Gegenvorschläge der protestie-
renden Anwohnerinnen und Anwohner und der in der IFI orga-
nisierten Inis reichen nicht, um die Gefl üchteten mit Wohnraum 
zu versorgen. Ein »Viertelmix« im Geschosswohnungsbau (25% 
Wohnungen für Gefl üchtete) oder die »Angebote der Grundei-
gentümer«, die die Stadt angeblich ausschlägt, sind allenfalls 
eine Ergänzung zu den notwendigen Baumaßnahmen – und als 
solche müssen sie ernsthaft diskutiert werden, genauso wie 
die Flächen, die die Initiativen vorschlagen. Aber: Mit einer 
»Überall, bloß nicht hier«-Haltung ist ein Volksentscheid nichts 
anderes als eine lokale Obergrenzen-Diskussion.

4. Ein Referendum wird die Unterkünfte 
nicht verhindern.
Optimistisch geschätzt kann ein Volksentscheid frühestens im 
kommenden Frühjahr abgestimmt werden, womöglich erst zur 
Bundestagswahl im Herbst 2017. Dann werden – hoffentlich 
– längst Menschen in die neuen Unterkünfte eingezogen sein, 
zumindest aber werden sie baurechtlich nicht mehr anfecht-
bar sein. Sprich: Die Kampagne zum Volksentscheid wird die 
geplanten Wohnanlagen nicht verhindern können – allerdings 
eine Menge Stimmung gegen sie machen.

5. Kampagnen gegen Refugee-Unterkünfte ziehen 
Rechtspopulisten und Rassisten an.
Die Initiativen gegen die Großsiedlungen betonen immer wie-
der, sie hätten nichts gegen Gefl üchtete und setzten sich viel-
mehr für »integrationspolitisch sinnvolle und nachhaltige Maß-
nahmen zur Flüchtlingsunterbringung« ein. Mit der AfD wollen 
sie nicht reden. Das begrüßen wir – und wir halten es auch 
für unangebracht, die Initiativen a priori als rassistisch oder 
rechtsradikal zu stigmatisieren. Dennoch erleben wir in all den 
Stadtteilen, in denen die neue Bürgerbewegung sich organi-
siert, wie Leute unwidersprochen rassistische Ressentiments 
in die Anhörungen und Versammlungen hineintragen und da-
mit das Klima beeinfl ussen. Sich von der AfD und Rechtsradi-
kalen abzugrenzen, aber ihren Positionen ein Forum zu bieten: 
Das geht nicht in Ordnung.

6. Die Rede von Ghettos ist leichtfertig und hysterisch.
Es gibt seit Jahren in Hamburg einen massiven Verdichtungs-
prozess, dem Hinterhöfe und Naturfl ächen zum Opfer fallen. 
Bisweilen haben sich gegen einzelne Bauvorhaben auch Pro-
teste in den Stadtteilen geregt. Doch die Massivität, mit der 
Anwohnerinnen und Anwohner nun gegen Bauvorhaben für 
Gefl üchtete auf die Barrikaden gehen, sucht ihresgleichen. 
»Parallelgesellschaften in städtischen Ghettos müssen verhin-
dert werden«, schreiben die Initiativen. Egal, ob in Klein Bor-
stel, Ottensen oder Eppendorf Wohnungen für 700, 850 oder 
2.000 Gefl üchtete geplant sind oder ob in einer weniger gutsi-

tuierten Gegend wie Neugraben-Fischbek 4.000 Menschen le-
ben sollen: Immer sprechen die Protest-Inis von »Ghettos« und 
fordern eine gleichmäßigere Verteilung der Unterkünfte auf 
alle Stadtteile. Wir plädieren an dieser Stelle für weniger Hy-
sterie. Ein paar hundert oder tausend Menschen machen noch 
kein Ghetto. Wer es dennoch so sehen will, diffamiert ganze 
Communities. Wir wissen auch: Es ist offensichtlich schwerer, 
in den wohlsituierten Stadtteilen Unterkünfte für Gefl üchtete 
durchzusetzen, wo man sich die besseren Rechtsanwälte lei-
sten kann und wo die Grundstückspreise astronomisch sind. 
Dass sich in den »Initiativen für Integration« jetzt Wohlstands-
enklaven und Kleine-Leute-Stadtteile zusammenschließen, 
macht die Verteilung aber auch nicht gerechter. Wir befürch-
ten: Egal wo die Stadt Unterkünfte bauen will – immer werden 
sie vor Ort auf Leute treffen, die das für unzumutbar halten.

7. Weder Ghetto-Panik noch Notstandsplanung: 
Wir brauchen einen anderen Urbanismus.
Dass Politiker, Planer und Architekten jahrzehntelang kei-
ne Konzepte für bezahlbares, gutes und nachhaltiges Bauen 
gemacht haben, dass sozialer Wohnungsbau in Deutschland 
im Wesentlichen ein Investoren-Förderprogramm ist (kein 
anderes europäisches Land macht das so): All das rächt sich 
nun. Es muss eine Alternative her. Zu einer urbanen Strategie, 
die in der jetzigen Lage greift, gehört eine neue Haltung. Weg 
von Ghetto-Panik, hin zu den Möglichkeiten und Chancen für 
die neuen Nachbarschaften. Nähstuben für Refugees und ein-
heimische Anwohnerinnen und Anwohner, selbstgegründete 
Kioske, Läden mit arabischen Spezialitäten, Nachbarschafts-
Cafés, Start-Ups, lokale Kleiderkammern oder Werkstätten: 
Auch in den jetzt schnell hochgezogenen Projekten müssen 
Erdgeschosse für solche Nutzungen freigehalten werden. Wir 
brauchen Flexibilität, um informelle Strukturen zuzulassen, 
damit lebendige Stadtteile entstehen können, die den Com-
munities und ihren Nachbarinnen und Nachbarn neben Wohn-
raum auch Treffpunkte, Platz für Experimente und Gründungen 
bieten.

8. Keine Beteiligung ist auch keine Lösung.
Trotz aller Warnungen und Prognosen von Migrationsforschern 
und Hilfsorganisationen sind die Städte nicht vorbereitet auf 
die Refugees, die Deutschland derzeit erreichen. Ihr Not-
standsmanagement war bisweilen skandalös und oft agierten 
sie unglücklich im Umgang mit der Zivilgesellschaft. Diese Er-
fahrung haben viele Ehrenamtliche gemacht, die im Sommer 
2015 selbstorganisiert das Schlimmste auffi ngen – am Lageso 
in Berlin genauso wie in der ZEA Hamburg-Harburg oder in den 
Hallen-Notunterkünften. Menschen, die den überforderten Be-
hörden und Trägern mit unermüdlichem Einsatz den Arsch ret-
teten, wurden wie lästige Bittsteller abgefertigt. Dass die An-
wohnerinnen und Anwohner der zukünftigen Großsiedlungen 
sich über die Arroganz der Macht beschweren, hat Gründe. 
Ein schroffer Anti-Beteiligungskurs verschärft die Konfl ikte 
bloß und ist angesichts der Versäumnisse unangemessen. 
Stattdessen sollten die Projekte unter Teilhabe der selbstorga-
nisierten Hilfsnetzwerke und der Anwohnerinnen und Anwoh-



Heike Sudmann (Tel. 040 / 42831 2250 | heike.sudmann@linksfraktion-hamburg.de) | Christiane Schneider (0160 944 74 677 | 
christiane.schneider@linksfraktion-hamburg.de) | Mitglieder der Hamburgischen Bürgerschaft | Rathausmarkt 1 | 20095 Hamburg

Sudmann/Schneider, Fraktion DIE LINKE. in der Hamburgischen Bürgerschaft | BürgerInnenbrief 18.2.2016 Seite 9 

ner entwickelt werden. Und selbstverständlich müssen auch 
die Refugees in die Entwicklung einbezogen werden, statt sie 
als passive Hilfeempfänger zur Unmündigkeit zu degradieren. 
Es braucht engagierte Planungsverfahren, mit Beteiligung von 
Künstlerinnen und Künstlern, urbanen Designern, Studieren-
den, Menschen aus sozialen Berufen, Ehrenamtlichen und 
Nachbarschaftsinitiativen. Aus dem Hamburger Recht auf 
Stadt-Kontext entstandene Projekte wie die Planbude, aber 
auch das Gängeviertel und die fux-Genossenschaft1 machen 
deutlich, dass eine kollektive Planung zu besseren Ergebnis-
sen führt. Projekte wie das Grandhotel Cosmopolis Augsburg, 
Haus der Statistik Berlin oder Neue Nachbarschaft Moabit sind 
Modelle, die ernst genommen und in die Überlegung einbezo-
gen werden müssen. In Hamburg haben Refugee Welcome Ka-
roviertel, die Kleiderkammer, die Helfergruppe Hauptbahnhof 
neben anderen gezeigt, dass selbstorganisierte Strukturen ge-
legentlich besser funktionieren als der Behördenapparat – sie 
müssen einbezogen werden.

9. Haben wir ein »Flüchtlingsproblem«? 
Wir haben ein Wohnungsproblem!
Die derzeitige Planung bleibt, was das Denken über Stadt, 
Raum, sozialen Raum betrifft, weit hinter den technischen 
und materiellen Möglichkeiten, hinter dem gesellschaftlichen 
Reichtum zurück. Die Hamburger Olympia-Bewerbung hat die 
Visionslosigkeit der Stadt mit der Hoffnung auf ein Megaevent 
überpinselt, aber die Leere nicht gefüllt. Über Jahrzehnte hat 
die Politik den Wohnungsnotstand in den Großstädten igno-
riert, ja gefördert. Bis tief in die Mittelschichten hinein wird 
es immer schwieriger, angemessenen Wohnraum zu fi nden. 
Das Marktversagen ist seit langem offensichtlich, und die 
Wohnungskrise betrifft besonders die Armen. Für die hierher 
Gefl üchteten und Papierlosen ist die Situation dramatisch, oft 
unerträglich und elend. Das derzeitige Programm bringt noch 
keine Wende in der Wohnungspolitik. Mit dem 20-Milliarden-
Programm der Bundesregierung wird wieder Steuergeld in die 
Immobilienbranche gepumpt – und verschleudert. Stattdes-
sen muss diese Investition Wohnraum schaffen, der auf Dauer 
niedrige Mieten sichert. Aus dem Wohnungsbau für Gefl üchte-
te muss schnell ein Wohnbauprogramm für alle mit wenig Geld 

werden, es muss gemeinnützige Genossenschaften, Stiftungs-
modelle, alternative Investoren wie das Mietshäusersyndikat 
ins Boot holen und neue Konzepte für öffentliches Eigentum 
entwickeln. Pragmatismus bei der Schaffung von Wohnraum 
ist gut. Dazu gehört neben den Schnell- und Neubauten aber 
auch ein pragmatischer Umgang mit dem Bestand. Der Abriss 
des City-Hofes ist derzeit nicht vorrangig, stattdessen könnte 
man das Axel Springer Haus zu einer zentral gelegenen Unter-
kunft machen – ebenso wie etwa die leerstehende Postpyrami-
de in der City Nord. Wir brauchen eine mutige, entschlossene 
Politik bei der Frage, wie man unkonventionell und schnell Be-
standsbauten umwandelt und nutzt.

10. Gefl üchtete haben ein Recht auf Stadt
Ein Volksentscheid gegen Großunterkünfte ist keine Lösung. 
Wir meinen: Lasst das sein! Hamburg braucht weder lokale 
Seehofers im Integrationsgewand, noch im Windschatten se-
gelnde Rechtsradikale. Distanziert euch! Der Volksentscheid 
befördert die falsche Debatte – nämlich eine, die Gefl üchte-
te nur als Belastung taxiert. Was wir stattdessen brauchen, 
sind Bauvorhaben, die einen Mehrwert für die Viertel bieten, 
die Raum für informelle Aneignung durch die Nachbarschaft 
schaffen, die Kontaktfl ächen und Plattformen des Austauschs 
haben. Lasst uns gemeinsam innovative Lösungen entwickeln, 
mit Pragmatismus und mutigen Visionen für ein dauerhaft 
sozial abgesichertes Wohnen in einer Stadt, die sich ändern 
muss und wird. Ein Großteil der Refugees wird bleiben und Teil 
unserer Stadt werden. Sie haben ein Recht auf Stadt. Treiben 
wir die Politik zu einer Planung, die uns und unseren neuen 
Nachbarinnen und Nachbarn Räume, Teilhabe und Entwick-
lung ermöglicht, und bieten wir dem brutalisierten Selbstmit-
leid des AfD-Milieus die Stirn.

Wir schaffen das? Nein, wir wollen das. Und wir wollen eine 
Stadt, die das will.

Plenum des Hamburger Recht auf Stadt-Netzwerks, 
9. Februar 2016

1 Ein Zusammenschluss des Frappant-Vereins und der Initiative Lux & Kon-
sorten, um die ehemalige Viktoria-Kaserne in Altona von der Stadt zu kau-
fen und sie als selbstverwaltetes Arbeits- und Gewerbequartier zu betreiben. 
(Anm. d. Red.)
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»Rettet den Volksentscheid«
Von Ingo Böttcher 

In diesen Tagen beginnen die Vorbereitungen für das Volks-
begehren »Rettet den Volksentscheid«, bei dem vom 30. Mai 
bis zum 19. Juni 2016 rund 65.000 Unterschriften gesammelt 
werden müssen, um in der betreffenden Frage einen Volks-
entscheid zu erreichen. Die Linksfraktion unterstützt dieses 
Volksbegehren. 

Mit Blick auf die komplizierte Materie danken wir Ingo 
Böttcher, eine der Vertrauenspersonen der Volksinitiative 
»Rettet den Volksentscheid«, für den nachfolgenden, einge-
hend aufklärenden Artikel.

Für den Hamburger Senat, für SPD, CDU und Grüne ist es 
weit mehr als ein Trostpfl aster für gescheiterte Träume von 
olympischem Weltruhm: Das zur Olympia-Abstimmung in die 
Verfassung eingeführte Bürgerschaftsreferendum macht es 
Exekutive und Parlament seit Juni 2015 möglich, unliebsame 
Volksinitiativen kaltzustellen. Das Bündnis »Rettet den Volks-
entscheid« streitet gegen diesen Angriff auf die direkte Demo-
kratie und legt einen Gesetzentwurf zum Volksentscheid vor, 
der die Sicherung und Weiterentwicklung der Volksgesetzge-
bung in Hamburg zum Ziel hat. Im September 2015 hat der 
Trägerkreis 14.500 Unterschriften zur Volksinitiative eingerei-
cht, jetzt kommt es zum Volksbegehren, der zweiten der drei 
Stufen im Verfahren: Vom 30. Mai bis zum 19. Juni 2016 muss 
das Bündnis die Unterstützung von 65.000 Hamburger Wahl-
berechtigten für seinen Gesetzentwurf gewinnen, um dann am 

Tag der Bundestagswahl 2017 zum Volksentscheid antreten 
zu können. 

Was von Olympia übrig blieb: 
Der Abbau von Bürgerrechten
Eigentlich sollte es ein Überraschungscoup werden, ein heim-
licher Putsch im Schatten der Abstimmung über die Olympia-
Bewerbung: Am 28. Mai 2015 beschloss die Hamburgische 
Bürgerschaft mit den Stimmen von SPD, CDU, Grünen und 
AfD, den Artikel 50 der Hamburgischen Verfassung um einen 
Absatz 4b zu erweitern. Damit führte sie das Bürgerschaftsre-
ferendum ein, eine Volksabstimmung, die von der Bürgerschaft 
»auf Vorschlag des Senats oder mit dessen Zustimmung« ein-
geleitet wird. Das Olympia-Referendum sollte sein erster An-
wendungsfall sein.

Das neue Referendum wurde von den beteiligten Parteien 
als großzügige Ergänzung der direkten Demokratie angeprie-
sen. Bei genauerem Hinsehen erwies es sich jedoch als das 
Gegenteil: als Instrument, mit dem Bürgerschaft und Senat 
klassische Volksgesetzgebung – Volksinitiativen und Volksbe-
gehren »von unten« – aushebeln und blockieren können. 

Ein Kreis aus volksabstimmungs-erfahrenen Initiativen sah 
gemeinsam mit »Mehr Demokratie Hamburg« genauer hin. 
Und so fi el die eilige Verfassungsänderung im Schatten der 
Olympia-Abstimmung doch auf – und rief Widerstand auf den 
Plan: Noch bevor die neue Regelung Anfang Juni in Kraft trat, 
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legte das Bündnis einen Gesetzentwurf gegen den Abbau der 
Volksgesetzgebung vor und startete die Volksinitiative »Rettet 
den Volksentscheid«. Am 30. September übergab sie im Rat-
haus 14.538 Unterschriften und hatte damit die erste Stufe 
des Volksgesetzgebungsverfahrens erreicht.

Bürgerschaftsreferendum bedroht Volksentscheide 
Mit der Verfassungsänderung vom Mai 2015 bekommen Se-
nat und Bürgerschaft die Möglichkeit, zum selben Gegenstand 
einer bereits laufenden Volksinitiative oder eines Volksbegeh-
rens parallel ein eigenes Referendum einzuleiten. Das wäre 
kein Problem, wenn die unterschiedlichen Instrumente zu-
einander in einem fairen Verhältnis stehen würden. Doch das 
tun sie nicht: Die Verfahrensregeln bevorzugen das neue Bür-
gerschaftsreferendum gegenüber Volksinitiativen und Volksbe-
gehren. Den klassischen Instrumenten der Volksgesetzgebung 
droht die unfreundliche Übernahme durch das Referendum.

Referendum auf der Überholspur
Dabei wird das klassische, dreistufi ge Verfahren – von der 
Volksinitiative über das Volksbegehren zum Volksentscheid 
– mit seinen langen Fristen in aller Regel vom Referendum 
»überholt« werden: Von einer ersten, vagen Absichtserklärung 
bis zum Beschluss über ein Referendum sind sechs Monate, 
vom Beschluss bis zur Durchführung des Referendums vier 
Monate vorgesehen. So wird es möglich, ein Thema, das ur-
sprünglich durch eine Volksinitiative »von unten« zur Abstim-
mung gestellt werden sollte, durch ein Referendum »von oben« 
zu besetzen, es unter dessen Verfahrensregeln zu stellen und 
damit auszuhebeln.

Die Exekutive wird zur Partei
Die Übernahme des Themas durch das Referendum bedeutet 
nicht nur, dass Senat und Bürgerschaftsmehrheit die Verfah-
renshoheit gewinnen, Zeitplan und Fragestellung festlegen 
und damit über die Inhalte der Abstimmung entscheiden. Sie 
können auch – wie bei der Olympia-Abstimmung gut zu beob-
achten – die Mittel und den Apparat der Exekutive einsetzen, 
um zu versuchen, den öffentlichen Diskurs zu beeinfl ussen. 
Weil die Exekutive in dieser Struktur zur Partei wird, entsteht 
ein Machtvorsprung, den auch die umtriebigste Initiative nicht 
ausgleichen kann.

Gegenvorlagen ausgeschlossen
Die im Text der Verfassung vorgesehene Möglichkeit für eine 
thematisch konkurrierende Volksinitiative, mit einer Gegenvor-
lage am Referendum teilzunehmen, also mit eigenem Text als 
echte Alternative auf dem Stimmzettel zu erscheinen, bleibt 
theoretisch: Die Initiative müsste dazu ohne nennenswerte 
Vorbereitungszeit innerhalb von drei Wochen die Unterstüt-
zung von 5% der Hamburger Wahlberechtigten gewinnen. Eine 
Hürde, die der eines Volksbegehrens ohne die Möglichkeit der 
Briefeintragung entspricht und die im gegebenen Zeitrahmen 
schlicht nicht zu nehmen ist. 

Mit einer Gegenvorlage am Referendum teilzunehmen, 
ist de facto ausschließlich für Initiativen möglich, die zum 

Zeitpunkt des Referendumsbeschlusses bereits erfolgreich 
ein Volksbegehren durchgeführt, also Unterstützungsunter-
schriften von 5% der Hamburger Wahlberechtigten vorgelegt 
haben. Auch eine solche Initiative verliert dann allerdings die 
Verfahrenshoheit und die Kontrolle über den unter Umständen 
entscheidenden Zeitplan der Abstimmung.

Sperrfrist als Schikane
Eine besonders wirksame Schikane für Volksinitiativen, die 
durch ein Bürgerschaftsreferendum ausgebremst werden sol-
len, haben Senat und Parteien mit der Sperrfrist für Volksent-
scheide eingerichtet: Nach einem im Sinne der Bürgerschaft 
erfolgreichen Referendum darf dessen Ergebnis für den Rest 
der Legislaturperiode, mindestens aber für drei Jahre, nicht 
mehr durch Volksabstimmungsverfahren geändert werden. 

Diese Regelung dokumentiert nicht nur ein gewisses Miss-
trauen der Parteien gegenüber der Nachhaltigkeit eigener Po-
sitionen. Vor allem wirkt sie sich schon im Vorfeld eines Re-
ferendums fatal auf jede parallele Volksinitiative zum selben 
Thema aus. Deren weiterer Verlauf wird abhängig vom Ausgang 
des Referendums und damit unplanbar. Jedes persönliche, or-
ganisatorische und fi nanzielle Engagement für diese Initiative 
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rendum automatisch ruhen. Das sind klare Verhältnisse nach 
dem Prinzip »Wer zuerst kommt, mahlt zuerst«, kein Verfahren 
kann das andere aushebeln oder Gegenvorlagen verhindern. 

Anlauf für die zweite Hürde 
Das Volksbegehren »Rettet den Volksentscheid« wurde am 30. 
Januar 2016 angemeldet. In den drei Wochen vom 30. Mai bis 
zum 19. Juni muss der Trägerkreis »Rettet den Volksentscheid« 
nun die Unterstützung von 5% der Hamburger Wahlberech-
tigten für seinen Gesetzentwurf nachweisen, 65.000 gültige 
Eintragungen sind dafür nötig. 

Natürlich nimmt die Initiative bereits jetzt Anlauf, um diese 
zweite Hürde des Volksgesetzgebungsverfahrens zu übersprin-
gen. Es gilt, die Notlage der Volksgesetzgebung in der Stadt 
zum Thema zu machen und die Menschen für seine Rettung 
zu gewinnen. Erste Flyer werden gedruckt und verteilt, Plakate 
entworfen und aufgestellt, Internetseiten gehen online, Netz-
werke treten in Aktion. Hilfe ist dabei in jeder Form willkom-
men: Der Trägerkreis ist offen für weitere Gruppen, aber auch 

für engagierte Einzelpersonen. Schon jetzt werden Helferinnen 
und Helfer für die Straßensammlung gesucht, auch fi nanzielle 
und ideelle Unterstützung wird gebraucht. 

Vor allem aber: Schon jetzt können sich alle Hamburger 
Wahlberechtigten für die Briefeintragung zum Volksbegehren 
anmelden – online oder per Formular. Sie bekommen dann ab 
dem 9. Mai vom Landeswahlamt die Eintragungsunterlagen 
per Post zugeschickt – und können die Rettung des Volksent-
scheids bequem vom heimischen Sofa aus erledigen. 

»Rettet den Volksentscheid« hofft, dass sich diese Ret-
tungsvariante schnell in der Stadt herumspricht. Denn je mehr 
Hamburgerinnen und Hamburger sich für die Briefeintragung 
entscheiden, desto entspannter kann die Initiative im Juni die 
Straßensammlung angehen. 

Den Antrag zur Briefeintragung gibt es online und zum Down-
load auf der Interplattform www.rettet-den-volksentscheid.de. 
Materialien und Auskünfte zur laufenden Kampagne sind unter 
der Telefonnummer 317 69 10 33 zu bekommen.

Sexismus und sexuelle Gewalt: worum geht es?
Von Suzana Kamperidis

Die Debatte um die Übergriffe in der Silvesternacht in Köln 
und Hamburg hält weiter an. Ein persönlicher Beitrag von 
Suzana Kamperidis, Referentin bei der linken Bürgerschafts-
abgeordneten Cansu Özdemir, sowie ein Antrag der Linksfrak-
tion in Sachen »Schutz vor sexualisierter Gewalt im öffent-
lichen Raum« orientieren über die Richtung der Diskussion 
in der Linksfraktion.

In den ersten zwei Monaten des neuen Jahres werden hitzig 
Themen diskutiert, die bis vor kurzem nur einen Teil unserer 
Gesellschaft interessierten: Frauen, Feminist*innen, Frauen-
verbände, frauenpolitische Sprecher*innen, Opferschutz so-
wie Fachberatungsstellen unserer Stadt. Überraschend, wer 
nun plötzlich so interessiert ist am Schutz von Mädchen und 
Frauen, wobei hier häufi g vergessen wird, dass auch Jungen 
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Kulturtipp: Konstantin Wecker in Concert

Zugegeben, es ist ein teures Vergnügen, dem 1947 in Mün-
chen geborenen Konstantin Wecker auf seiner diesjährigen 
Tournee zu lauschen. Am Freitag, den 4. März, hat Deutsch-
lands wohl »dienstältester« und vermutlich auch bekanntester 
linker Liedermacher um 20.00 Uhr seinen großen Auftritt in 
der Laeiszhalle (Johannes-Brahms-Platz), die Eintrittskarten 
bewegen sich in vier Kategorien zwischen 28,20 und 55,40 
Euro. Aber den BesucherInnen steht ein eindrückliches Er-
lebnis bevor.

»Ohne Warum«, so ist das neue Programm überschrieben, 
eine Anspielung auf ein drei Jahrhunderte altes, in der Ba-
rockzeit verfasstes Gedicht von Angelus Silesius: »Die Ros ist 
ohn Warum, sie blühet, weil sie blühet. Sie achtet nicht ihrer 
selbst, fragt nicht, ob man sie siehet.« Erschaffen wurde das 
Wortpaar »ohn Warum«, so erfahren wir auf der Website des 
Musikers, von dem spätmittelalterlichen Philosophen Meister 
Eckhart, der den Begriff »sunder warumbe« als Ausdruck my-
stischen Denkens verstand. Und Konstantin Wecker im O-Ton: 
»Für mich ist der Begriff ein Zeichen dafür, wie Kunst sein 
sollte. Ohne zu überlegen, was man dafür bekommt und ohne 
zu überlegen, ob es gefällt. Ohne Berechnung, vielleicht auch 
ohne Sinn. Im Grunde ist dieser Gedanke eine Weiterführung 
meines Liedes ›Ich singe, weil ich ein Lied hab‹, das ich vor 40 
Jahren geschrieben habe.«

Wir werden es also mit einem anderen Wecker zu tun ha-
ben als, sagen wir, 1975 – oder auch nicht? »Er hat sich ver-
ändert und ist sich doch selbst stets treu geblieben«, lesen 
wir wieder auf der Homepage. »Auch die Lieder seines neuen 
Programms, in dem sich auch ältere Stücke in neuen Gewän-
dern fi nden, tragen seine geliebte Handschrift, sind jedoch 
stark geprägt von Wut und Zärtlichkeit, Mystik und Wider-
stand. Für den 67-Jährigen liegt der Schlüssel für die Frei-
heit in der Veränderung, in der Kunst, in der Musik. Auch in 
seiner Musik.« Und noch einmal Konstantin Wecker: »Wenn 
man einmal erkannt hat, das alles zusammengehört, eins ist, 
Menschen, Tiere, die Erde, und wenn man sieht, wie wir mit 
unserer Welt umgehen, dann ist es eine Notwendigkeit, Wi-
derstand zu leisten. In einer Gesellschaft, die so auf Leistung 
und Gewinn ausgerichtet ist, wird eine Rückbesinnung auf 
das Wesentliche eine unerlässliche Pfl icht. Ob Lyriker, Poet, 
Maler oder Sänger, wir Künstler sind alle in der Verantwor-
tung, etwas zu tun. Wir müssen es nicht immer tun, aber im-
mer wieder.« 

Freuen wir uns also auf die Lieder wie »Revolution« oder 
»Traum von einer grenzenlosen Welt«, mit denen der Pazi-
fi st Konstantin Wecker unermüdlich soziale Kälte, Unterdrü-
ckung und Krieg anprangert. Ohne Warum.
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